
Berlin (cs) – Nachdem man
Mitte Dezember letzten 
Jahres im Vermittlungsaus-
schuss eine Einigung bezüg-
lich der neuen Handwerks-
ordnung (HwO) erzielen
konnte, hat der Bundestag
diese nun verabschiedet. Vo-
raussichtlich mit Wirkung
zum 1.1.2004 wird demnach
nur noch in 41 (u.a. Zahn-
techniker) statt bisher in 
94 Handwerksberufen der
Meisterbrief die Vorausset-
zung zur Zulassung sein
(Neue Anlage A HwO). Bei
dieser Festlegung gelten ne-
ben der „Gefahrengeneigt-
heit” auch eine überdurch-
schnittlich hohe Ausbil-
dungsplatzquote der jeweili-
gen Berufe als Kriterium für
eine Aufnahme in die Liste A
der HwO. Außerdem wurde
beschlossen, dass Altgesel-
len sich künftig nach sechs
Jahren selbstständig machen
können, vorausgesetzt sie
waren davon vier Jahre in lei-
tender Position tätig (§ 7b

HwO).Dies gilt für alle weiter 
eintragungspflichtigen 41
Handwerksberufe mit eini-
gen Ausnahmen (z.B. Zahn-
techniker).
In der kleinen Handwerksno-
velle wurde u.a. die Unter-
scheidung zwischen wesent-
lichen und nicht wesent-
lichen Tätigkeiten deutlicher
gefasst. So sind z.B.Tätigkei-
ten, die innerhalb von drei
Monaten erlernbar,oder aber
für das Gesamtbild des be-
treffenden Gewerbes der An-
lage A nebensächlich sind,
keine für ein Handwerk we-
sentliche Tätigkeiten und da-
her nicht dem Meisterzwang
unterliegend.
Mit dem Kompromiss zur
Novellierung ist nun
„Rechtsklarheit für das
Handwerk geschaffen wor-
den.Die monatelange Verun-
sicherung in den Betrieben
und Handwerksorganisatio-
nen ist damit endlich been-
det“, so Dieter Philipp,Präsi-
dent des Zentralverbandes

des Deutschen Handwerks
(ZDH). Zwar konnten eini-
ge Punkte des ursprüng-
lichen Gesetzesentwurfes
der Bundesregierung noch
nachgebessert werden, je-
doch „weisen die Gesetze
nach wie vor schwerwie-
gende Defizite auf“, stellt
Philipp fest. Vor allem der
Wegfall der Pflicht zur Meis-
terprüfung für eine Vielzahl
von Handwerken und das
„damit verbundene kontra-
produktive Signal einer De-
qualifizierungspolitik“ sto-
ßen angesichts der wachsen-
den Bedeutung von Bildung
und Qualifizierung im welt-
weiten Wettbewerb beim
ZDH-Präsidenten auf Un-
verständnis. So müsse in Zu-
kunft das Augenmerk noch
mehr darauf gerichtet wer-
den, dass auch in Berufen, in
denen der Meisterbrief künf-
tig nicht mehr Vorausset-
zung zur Zulassung ist,
dieser das Gütesiegel für
Qualität bleibt.

Berlin (rd) – Dass die Festle-
gung eines bundesweiten,
einheitlichen Durchschnitts-
preises eine zwangsläufige
Folge der Festzuschüsse sei,
bekräftigte der Abgeordnete
Lewering in einem ZT-Inter-
view. Für ihn ist dabei ent-
scheidend,dass die Versicher-
ten bundesweit einen einheit-
lichen Beitrag in die neu abzu-
schließende ZE-Versicherung
zahlen müssen.Somit gäbe es
dann auch einen einheit-
lichen Anspruch auf Zahner-
satz sowie auf einen einheit-
lichen Festzuschuss.
Dass es zu einer 5%igen Korri-
dor-Regelung möglicher Ab-

weichung vom Bundesdurch-
schnittspreis gekommen ist,
sei vom VDZI ausdrücklich ge-
wünscht worden. Ob es dabei
Abschlüsse über dem Durch-
schnittspreis gäbe, sei „Ver-
handlungsgeschick“ der ein-
zelnen Vertragspartner.
In Frage gestellt hat Lewering
auch den großen Preisunter-
schied für zahntechnische
Leistungen zwischen den
Bundesländern. So ist es laut
Lewering durchaus bekannt,
dass die Höhe der Vergütung
nicht alleine von Produk-
tionskosten abhänge, son-
dern auch von der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit der

Versicherten. Somit wurde
auch diese Überlegung in die
Gestaltung des GMG einge-
bracht. Dem Begehren der
Zahntechniker,die 5-Prozent-
Absenkung vom Beginn des
Jahres zurückzunehmen, er-
teilte Lewering eine Absage.
Zur Konsolidierung der GKV-
Finanzen müssten auch die
Zahntechniker ihren Beitrag
leisten. Lobend äußerte er
sich über die Vertreter der ost-
deutschen Zahntechniker,
die „immer sehr gut infor-
miert“ und „stets am Ball“ ge-
blieben seien.

(kh) – Das jüngst verab-
schiedete Reformgesetz hat
uns eines mit aller Deutlich-
keit vor Augen geführt: Es
gibt keine Garantie für alle
notwendigen medizini-
schen Leistungen in der ge-

setzlichen Krankenversi-
cherung (GKV). Vor diesem
Hintergrund erhalten pri-
vate Zusatzversicherungen,
deren Leistungen nicht ge-
kürzt werden dürfen, eine
immer größere Bedeutung.
Aber ist die Leistungsga-
rantie des privaten Zusatz-
schutzes bei den gesetzlich
Versicherten überhaupt be-
kannt? Die Antwort auf
diese und viele andere Fra-
gen zum Thema „private Zu-

satzversicherungen“ findet
sich in der Continentale-
Studie 2003. In Zusammen-
arbeit mit dem Meinungs-
forschungsinstitut Emnid
wurden bundesweit 1.247
Personen im Alter ab 25 Jah-

ren befragt. Und das Ergeb-
nis überrascht: Gesetzlich
Versicherte sind schlecht in-
formiert. Nicht einmal jeder
Fünfte weiß, dass die Leis-
tungen einer privaten Zu-
satzversicherung ein Leben
lang garantiert sind. Die
Kenntnis der Leistungsga-
rantie ist jedoch ein bedeu-
tender Faktor für die Ein-
stellung der GKV-Versicher-
ten zu Zusatzversicherun-
gen. Ein Fazit der Studie

lautet nämlich, dass diejeni-
gen, die informiert sind, ein
wesentlich größeres Inte-
resse an privatem Zusatz-
schutz zeigen. Und noch ein
überraschendes Ergebnis
hält die Studie bereit: Bei

der Frage, welche
Leistungen von Zu-
satzversicherungen
für die Versicherten
interessant sind,
wurde am häufigs-
ten Zahnersatz ge-
nannt (28 %). Mit
Abstand folgen
„mehr Leistungen
für Vorsorgeunter-
suchungen“ (14 %)
und „1- oder 2-Bett-
Zimmer bei statio-
närer Behandlung“
(13 %). Die Macher
der Studie wollten
zudem wissen, wel-
che Leistungen pri-
vater Zusatzversi-
cherungen die Versi-
cherten als wichtig
erachten, wenn man
ihnen die gesamte

Auswahl an Möglichkeiten
zeigt. Hier ergibt sich ein
ganz anderes Bild.Während
Zahnersatz und Vorsor-
geuntersuchungen ihre
Spitzenpositionen behaup-
ten, belegt die Unterbrin-
gung in einem 1- oder 2-
Bett-Zimmer nur noch Rang
8. Hingegen gewinnen die
Leistungen Krankengeld
und freie Krankenhauswahl
für die Versicherten an Be-
deutung.
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Eigenkapitalbeschaffung III
Der letzte Teil unserer Serie stellt die Un-
ternehmensbeteiligung als Vermögensan-
lage- bzw. zusätzliche Altersvorsorge vor.

IDF-Fernkurs Zahntechnik
Am Institut für Dentale Fernschulung können
sich Laborangestellte nebenberuflich auf die
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Regionale Anpassung
ZT sprach mit MdB Eckhart Lewering über 
den bundeseinheitlichen Durchschnitts-
preis für zahntechnische Leistungen.

Titan-Technologie
ZTM Ottmar Schwab entwickelte am Bei-
spiel  Titan einen detaillierten Erfolgsplan zur
Einführung neuer  Technologien im Labor.
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Überraschende Ergebnisse rund um privaten Zusatzschutz 

Spitzenposition für Zahnersatz
Die Continentale-Studie 2003 zeigt: Für gesetzlich Versicherte ist Zahnersatz die wichtigste
Leistung, die eine private Zusatzversicherung bieten kann.
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Lewering: „Bundesdurchschnittspreise waren zwangsläufig“ 

Angleichung an Westen steht
MdB Eckhart Lewering (SPD) vertrat während des GMG-Gesetzgebungsverfahrens intensiv
die Interessen der Zahntechniker im Bundesausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung.
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Brillen/Sehhilfe
Naturheilkunde
Zuzahlung Medikamente
Zuzahlung Kuren
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Interessante Leistungen

Mit privaten Krankenzusatzversicherungen können gesetzlich Krankenversicherte viele Leistungen erhalten, die nicht oder nicht im vollen Umfang
zum Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung gehören. Bitte nennen Sie mir alle Leistungen, die für Sie besonders interessant wären.
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In 41 Berufen bleibt Meisterbrief Voraussetzung für Selbstständigkeit 

Rechtsklarheit für das Handwerk
Bundestag beschließt Vorschlag des Vermittlungsausschusses zur Novellierung der Hand-
werksordnung.Trotz deutlicher Nachbesserungen weisen Gesetze erhebliche Defizite auf.


